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Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie hiermit zu unserer ordentlichen Hauptversammlung 
ein, die am Freitag, den 20. Mai 2011 um 10:30 Uhr (Einlass ab 
10:00 Uhr), im Hotel Pullman, Lindemannstraße 88, 44137 Dort-
mund stattfindet.

Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des ge-

billigten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2010, des 

Lage- und Konzernlageberichts sowie des Berichts des Auf-

sichtsrats

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für 

das Geschäftsjahr 2010

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 

für das Geschäftsjahr 2010

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen.

4.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2011

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ernst & Young GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Stuttgart, Niederlassung, Dort-
mund, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2011 zu wählen.

5.	 Wahlen zum Aufsichtsrat

	 Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach den §§ 96 
Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 10 Abs. 1 der Satzung der Ge-
sellschaft aus drei Mitgliedern zusammen, die von der Haupt-
versammlung gewählt werden, sofern sie nicht aufgrund 
des Entsenderechts von Herrn Marcus Linnepe gemäß § 10 
Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft in den Aufsichtsrat ent-
sandt wurden. Gemäß § 10 Abs. 2 der Satzung werden die 
Aufsichtsratsmitglieder für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über ihre Entlastung für das vierte 
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Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, be-
stellt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 
beginnt, nicht mitgezählt. Die Amtszeit der von der Haupt-
versammlung gewählten Aufsichtsratsmitglieder läuft mit Be-
endigung der Hauptversammlung vom 20.05.2011 ab, sodass 
eine Wiederwahl der Aufsichtsratsmitglieder Andreas Lange 
und Clemens Reif erforderlich ist. 

	 Der Aufsichtsrat schlägt daher vor,

	 1. Herrn Andreas Lange, Diplom-Kaufmann, Frankfurt am Main

	 2. Herrn Clemens Reif, Unternehmer, Herborn,

	 zu Mitgliedern des Aufsichtsrats bis zu der Hauptversamm-
lung, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr 
nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, zu bestellen.

6.	 Vergütung des Aufsichtsrats

	 Mit Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung 
am 20. November 2009 wurde die Gesamtvergütung des 
Aufsichtsrats gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung auf insgesamt 
100.000,00 € festgelegt. Die Gesamtvergütung soll um 
10.000,00 € auf insgesamt 110.000,00 € erhöht werden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor:

	 Die jährlich zahlbare Vergütung für die Mitglieder des Auf-
sichtsrats gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft 
wird als Gesamtvergütung auf insgesamt 110.000,00 € neu 
festgelegt. Über die Verteilung der Gesamtvergütung unter 
seinen Mitgliedern entscheidet der Aufsichtsrat. Die Neurege-
lung der Vergütung gilt ab dem Geschäftsjahr 2011.

7.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden 

genehmigten Kapitals (genehmigtes Kapital 2009) und die 

Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals unter Wah-

rung oder Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre (Ge-

nehmigtes Kapital 2011) und Änderung der Satzung

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

1.)	Die in § 6 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vor-
standes, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 18. No-
vember 2014 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 
1.204.910,00 € zu erhöhen, wird unter Streichung des § 6 
der Satzung aufgehoben.
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2.)	Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital bis zum 15. Mai 2016 durch 
Ausgabe neuer Stammaktien in Form von Stückaktien ge-
gen Bar-/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um 
insgesamt bis zu 4.223.795,00 € zu erhöhen (genehmigtes 
Kapital 2011). Sofern den Aktionären ein Bezugsrecht ein-
geräumt wird, können die Aktien auch einem Kreditinstitut 
oder nach § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53b Abs. 1 S. 1 oder 
Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen zur Übernahme ange-
boten werden mit der Verpflichtung, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vor-
stand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
über den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu 
entscheiden. Das Bezugsrecht kann insbesondere ausge-
schlossen werden

a)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen,

b)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
in Form von Unternehmen und Unternehmensteilen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen,

c)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Aus-
gabebetrag der Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreiten,

d)	 um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft 
und mit ihr verbundener Unternehmen zu begeben sowie

e)	 um Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft ausgegeben wer-
den, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- 
bzw. Optionsrechts zustehen würde, jedoch nur, soweit 
die Aktien nicht bereits aufgrund eines bedingten Kapitals 
gewährt werden können.

	 Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung und die sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe fest-
zulegen.

	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem 
genehmigten Kapital zu ändern.
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	 3.) Der § 6 der Satzung (Genehmigtes Kapital) wird wie folgt 
neu gefasst:

	 „Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital bis zum 15. Mai 2016 durch Ausgabe 
neuer Stammaktien in Form von Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis 
zu 4.223.795,00 € zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). 
Sofern den Aktionären ein Bezugsrecht eingeräumt wird, kön-
nen die Aktien auch einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. 
1 S. 1 oder § 53b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unter-
nehmen zur Übernahme angeboten werden mit der Verpflich-
tung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares 
Bezugsrecht). Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats über den Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre zu entscheiden. Das Bezugsrecht kann insbesondere 
ausgeschlossen werden

a)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen,

b)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
in Form von Unternehmen und Unternehmensteilen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen,

c)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Aus-
gabebetrag der Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich un-
terschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten,

d)	 um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft 
und mit ihr verbundener Unternehmen zu begeben sowie

e)	 um Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft ausgegeben werden, 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- bzw. Op-
tionsrechts zustehen würde, jedoch nur, soweit die Aktien 
nicht bereits aufgrund eines bedingten Kapitals gewährt 
werden können.

	 Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung und die sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe fest-
zulegen.
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	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem 
genehmigten Kapital zu ändern.“

8.	 Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe 

von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und 

Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausga-

be von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen

	 Mit Beschluss vom 18. Juni 2007 hat die Hauptversammlung 
unter Tagesordnungspunkt 6 den Vorstand ermächtigt, bis 
zum 31. Mai 2012 Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 60.000 € mit oder 
ohne Laufzeitbegrenzung auszugeben. Dies geschah im We-
sentlichen, um der Gesellschaft eine angemessene und flexi-
ble Kapitalbeschaffung zu ermöglichen. Um auch langfristig 
eine flexible Kapitalbeschaffung zu gewährleisten, soll die am 
31. Mai 2012 auslaufende Ermächtigung vorzeitig erneuert 
und die Möglichkeit zur Ausgabe eines größeren Volumens 
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen be-
schlossen werden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

	 1.) Der von der Hauptversammlung am 18. Juni 2007 zu Ta-
gesordnungspunkt 6 gefasste Beschluss zur Ermächtigung 
des Vorstandes zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen wird aufgehoben.

	 2.) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats, bis zum 30. April 2016 einmalig oder mehrmals auf 
den Inhaber und/oder auf den Namen lautende Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen („Schuldverschreibun-
gen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 4.223.795,00 € mit 
oder ohne Laufzeitbegrenzung auszugeben und den Inha-
bern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Options- 
oder Wandlungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von bis zu 4.223.795,00 € nach näherer Maß-
gabe der nachstehenden Options- bzw. Wandelanleihebedin-
gungen („Schuldverschreibungsbedingungen“) zu gewähren. 
Sie können auch durch Gesellschaften mit Sitz im In- und Aus-
land begeben werden, an denen die CFC Industriebeteiligun-
gen AG unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist 
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(„nachgeordnete Konzernunternehmen“). In diesem Fall wird 
der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
für die Aktien der Gesellschaft die Garantie für die Schuldver-
schreibungen zu übernehmen und den Gläubigern von Opti-
onsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. den Inhabern 
von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf neue 
Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 

	 Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen 
Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen er-
folgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt und der 
Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum 
Wert der Schuldverschreibung steht, wobei der nach anerkann-
ten finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische 
Marktwert maßgeblich ist.

	 Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibungen können 
auch von einer Bank oder einem Bankenkonsortium mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, sofern sie gegen bar ausgegeben werden und 
der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch 
nur insoweit, als die zur Bedienung der Schuldverschreibun-
gen mit Options- oder Wandlungsrechte auszugebenden Ak-
tien insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht 
überschreiten, und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf die 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder 
von der Gesellschaft veräußert werden; 

	 - �um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnis-
ses ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

	 - �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Optionsrech-
ten oder den Gläubigern von Wandlungsrechten, die von der 
Gesellschaft oder der nachgeordneten Konzernunternehmen 
ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem 
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Umfang zu gewähren , wie es Ihnen nach Ausübung der 
Rechte zustände;

	 - �soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sach-
leistung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt.

	 Werden Wandelschuldverschreibungen ausgegeben, erhalten 
die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre 
Wandelschuldverschreibungen nach Maßgabe der Anleihe-
bedingungen in neue Aktien der CFC Industriebeteiligungen 
AG umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus 
der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 
Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch 
Division des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabe-
betrages einer Wandelschuldverschreibung durch den festge-
setzten Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesellschaft 
ergeben. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine 
ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. Im Übrigen kann 
vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder 
in Geld ausgeglichen werden.

	 Sofern Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden, 
werden jeder Optionsschuldverschreibung eine oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maß-
gabe der vom Vorstand festzulegenden Anleihebedingungen 
zum Bezug von neuen Aktien der CFC Industriebeteiligungen 
AG berechtigen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der Ge-
sellschaft der je Optionsschuldverschreibung zu beziehenden 
Aktien darf den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibun-
gen nicht übersteigen.

	 Der Options- der Wandlungspreis ist nach folgenden Grund-
lagen zu errechnen: Der Options- oder Wandlungspreis muss 
mindestens 90 % des durchschnittlichen Börsenkurses der 
Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra- Han-
delssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) betragen und zwar wäh-
rend der zehn Börsentage vor dem Tag der Beschlussfassung 
durch den Vorstand über die Begebung der Schuldverschrei-
bungen oder sofern den Aktionären ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen zusteht, während der Tage, an denen 
Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen an der Frank-
furter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme der 



Ordentliche Hauptversammlung am 20. Mai 2011

9

letzten beiden Börsentage des Bezugsrechtshandels. Ferner 
ist der Options- oder Wandlungspreis so zu errechnen, dass 
der auf Grundlage der vom Vorstand festgesetzten sonstigen 
Bedingungen der Schuldverschreibungen, insbesondere dem 
Zinssatz, der Laufzeit und dem Ausgabepreis, nach anerkann-
ten, insbesondere finanzmathematischen Methoden ermittelte 
Marktwert der Schuldverschreibungen ihrem Ausgabepreis 
entspricht.

	 Unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG kann der Options- bzw. 
Wandlungspreis aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel 
nach näherer Bestimmung der Anleihebedingungen ermäßigt 
werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- 
bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an 
ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldver-
schreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern schon 
bestehender Options- oder Wandlungsrechte hierbei kein Be-
zugsrecht eingeräumt wird. Die Anleihebedingungen können 
auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Ver-
wässerung des Wertes der Options- oder Wandlungsrechte füh-
ren können, eine wertwahrende Anpassung des Options- oder 
Wandlungspreises vorsehen. Der Mindestoptions- oder -wand-
lungspreis gemäß vorstehendem Absatz muss jedoch stets er-
reicht werden.

	 Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 
Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen sowie 
die Anleihebedingungen festzusetzen, insbesondere Zinssatz, 
Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Bezugs- bzw. Um-
tauschverhältnis, Begründung einer Wandlungspflicht, Festle-
gung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammenlegung 
von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von Aktien, Lieferung 
existierender statt Ausgabe neuer Aktien, Options- bzw. Wand-
lungspreis und Options- zw. Wandlungszeitraum.

	 Die Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von Schuldver-
schreibungen können durch die Hingabe von eigenen Aktien 
der Gesellschaft sowie durch Ausgabe von neuen Aktien aus 
bedingtem Kapital und/oder genehmigtem Kapital erfüllt wer-
den, wobei dieser Beschluss und der nachstehend zu Tages-
ordnungspunkt 9 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
20.05.2011 zu fassende Beschluss zur Schaffung eines neuen 
bedingten Kapitals kein einheitliches Rechtsgeschäft im Sinne 
des § 139 BGB darstellen. 
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9.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des bisherigen be-

dingten Kapitals und Schaffung eines neuen bedingten  

Kapitals; Satzungsänderung

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 1.) Die in § 5 Abs. 3 der Satzung enthaltene Ermächtigung 
des Vorstands, das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 
2.340.000,00 € bedingt zu erhöhen, wird unter Streichung 
des § 5 Abs. 3 der Satzung aufgehoben.

	 2.) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 
4.223.795,00 € bedingt erhöht durch Ausgabe von bis zu 
4.223.795 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugs- 
und/oder Wandlungsrechten an die Inhaber von Options- und/
oder Wandelschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender 
Ermächtigung in Tagesordnungspunkt 8 von der Gesellschaft 
oder nachgeordneten Konzernunternehmen begeben werden. 
Die Ausgabe neuer Aktien erfolgt zu dem gemäß Tagesord-
nungspunkt 8 jeweils festzulegenden Options- bzw. Wand-
lungspreises. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit 
durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Wandlungs- 
oder Optionsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen 
oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur 
Wandlung erfüllen und nicht ein Barausgleich gewährt oder 
eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Ak-
tien zur Bedienung eingesetzt werden. Die Aktien nehmen – 
sofern sie durch Ausübung bis zum Beginn der ordentlichen 
Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen – vom Beginn 
des vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten jeweils vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 
von Bezugsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand 
ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-
ren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhö-
hung festzusetzen.

	 3.) § 5 der Satzung (Grundkapital) wird um folgenden neuen 
Absatz 3 ergänzt:

	 „Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 4.223.795,00 €  
bedingt erhöht durch Ausgabe von bis zu 4.223.795 neuen 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Die bedingte Kapital-
erhöhung dient der Gewährung von Bezugs- und/oder Wand-
lungsrechten an die Inhaber von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen, die nach Maßgabe der Ermächtigung 
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der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Mai 2011 be-
geben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt gemäß 
des im Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
20. Mai 2011 zu Tagesordnungspunkt 8 jeweils festzulegenden 
Options- bzw. Wandlungspreises. Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur soweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger 
von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten Ge-
brauch machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber 
ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, soweit nicht ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital ge-
schaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die Akti-
en nehmen – sofern sie durch Ausübung bis zum Beginn der 
ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen – 
vom Beginn des vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten 
jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
Ausübung von Bezugsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen.“

10.Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eige-

ner Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts

	 Die im Rahmen der ordentlichen Hauptversammlung vom 16. 
Juni 2009 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
und Ausschluss des Bezugsrechts war befristet auf 18 Monate. 
Die Ermächtigung ist somit ausgelaufen. 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

	 a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, vom Tag der Beschluss-
fassung an für 18 Monate bis zu insgesamt 10 % des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu 
erwerben. Dabei dürfen die aufgrund dieser Ermächtigung er-
worbenen Aktien zusammen mit anderen eigenen Aktien, wel-
che die Gesellschaft bereits erworben hat oder bereits besitzt, 
nicht mehr als 10 % des jeweils bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft ausmachen.

	 b) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen einmal 
oder mehrmals ausgeübt werden.

	 c) Der Erwerb erfolgt nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen über die Börse oder im Rahmen eines öffentlichen Rück-
kaufangebots oder einer an die Aktionäre der Gesellschaft 
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gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten.

	 aa) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, so darf der 
von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (jeweils 
ohne Berücksichtigung der Erwerbsnebenkosten) den durch-
schnittlichen Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xet-
ra-Handel an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main ( bzw. 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei 
Börsenhandelstagen vor dem Erwerb um nicht mehr als 10 
% überschreiten und nicht mehr als 10 % unterschreiten. Ist 
die Gesellschaft an mehreren Börsenlätzen notiert, sind die 
jeweiligen letzten drei Schlusskurse der Gesellschaft an der 
Wertpapierbörse Frankfurt am Main maßgeblich.

	 bb) Erfolgt der Erwerb im Wege eines öffentlichen Kaufangbots 
an alle Aktionäre der Gesellschaft oder einer an die Aktionä-
re der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten, dürfen der gebotene Kauf- 
bzw. Verkaufspreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kauf- 
bzw. Verkaufspreisspanne je Aktie ohne Berücksichtigung der 
Erwerbsnebenkosten den durchschnittlichen Schlusskurs der 
Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel an der Wertpapierbör-
se Frankfurt am Main (bzw. einem vergleichbaren Nachfolge-
system) an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor dem Tag 
der Veröffentlichung des Angebots bzw. der Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % über- 
oder unterschreiten. Ist die Gesellschaft an mehreren Börsen-
plätzen notiert, sind die jeweiligen letzten fünf Schlusskurse 
der Aktie der Gesellschaft an der Wertpapierbörse Frankfurt 
am Main vor der Veröffentlichung des Angebots maßgeblich.

	 Ergeben sich nach Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. 
nach der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
erhebliche Kursabweichungen vom gebotenen Kauf- bzw. Ver-
kaufspreis bzw. den Grenzwerten der gebotenen Kauf- bzw. 
Verkaufsspanne, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst werden. In 
diesem Fall bestimmt sich der maßgebliche Betrag nach dem 
entsprechenden Kurs vor Veröffentlichung der Anpassung; die 
10 %-Grenze für das Über- oder Unterschreiten ist auf diesen 
Betrag anzuwenden.

	 Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines 
Verkaufsangebots kann weitere Bedingungen vorsehen. Das 
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Volumen des Angebots kann begrenzt werden. Sofern die ge-
samte Zeichnung des Angebots dieses Volumen überschreitet 
oder im Fall einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht sämtlich 
angenommen werden können, muss die Annahme nach dem 
Verhältnis der zu gleichwertigen Bedingungen angedienten Ak-
tien (Andienungsquoten) erfolgen. Eine bevorrechtigte Annah-
me geringerer Stückzahlen von bis zu 100 Stück angedienter 
Aktie je Aktionär kann vorgesehen werden. Ein etwaiges wei-
tergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit aus-
geschlossen.

	 d) Der Vorstand wird ermächtigt, die Aktien der Gesellschaft, 
die aufgrund dieser Ermächtigung erworben werden, neben 
der Veräußerung über die Börse wie folgt zu verwenden:

	 aa) Der Vorstand kann die Aktien mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats unter gleichzeitiger Herabsetzung des Grundkapi-
tals einziehen, ohne dass die Einziehung oder Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf, und 
die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechende 
anpassen. Der Vorstand kann abweichend davon bestimmen, 
dass das Grundkapital nicht herabgesetzt wird, sondern sich 
der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 
3 AktG erhöht. Der Vorstand ist in diesem Fall ermächtigt, die 
Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung anzupassen.

	 bb) Der Vorstand kann die Aktien Dritten im Rahmen von Un-
ternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Un-
ternehmen oder Beteiligungen oder Unternehmensteilen als 
Gegenleistung anbieten und übertragen; das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf Aktien der Gesellschaft wird insoweit ausge-
schlossen.

	 cc) Der Vorstand kann die Aktien an Mitarbeiter der Gesell-
schaft oder Mitarbeiter von verbundenen Unternehmen im Sin-
ne der §§ 15 ff. AktG zum Erwerb anbieten und übertragen; 
das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien der Gesellschaft wird 
insoweit ausgeschlossen.

	 dd) Der Vorstand kann die Aktien zur Bedienung von ihr oder 
einem mit ihr verbundenen abhängigen Unternehmen begebe-
nen Options- und Wandlungsrechten verwenden; das Bezugs-
recht der Aktionäre auf Aktien der Gesellschaft ist insoweit 
ausgeschlossen;
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	 ee) Der Vorstand kann die Aktien mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats in anderer Weise als über die Börse oder den Frei-
verkehr oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußern, 
soweit diese Aktien zu einem Preis veräußert oder für eine 
Gegenleistung übertragen werden, welcher bzw. welche den 
Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich un-
terschreitet. Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass 
die Anzahl der zu veräußernden Aktien zusammen mit neuen 
Aktien, die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 S. 4 AktG begeben worden 
sind, insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder des 
zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehen-
den Grundkapitals – falls letzteres geringer ist – nicht über-
schreiten darf. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Aktien 
der Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen.

	 e) Die unter d) genannten Ermächtigungen bezüglich der Ver-
wertung der von der Gesellschaft erworbenen Aktien kann 
einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfol-
gung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt werden.

* *
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Berichte der Vorstands an die Hauptversammlung zu den Ta-

gesordnungspunkten 7, 8 und 10 

Der Vorstand erstattet zu den Tagesordnungspunkten 7, 8 und 
10 über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts diese 
nachfolgenden Berichte, die als Bestandteil dieser Einladung auch 
in der Hauptversammlung und vom Tag der Bekanntmachung der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen 
der Gesellschaft ausliegen und auf Verlangen jedem Aktionär 
übersandt werden.

1.	 Bericht zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 2, 

186 Abs. 4 S. 2 Satz 2 AktG

	 Zu Tagesordnungspunkt 7 erstatten wir der Hauptversamm-
lung folgenden Bericht:

	 Zu Tagesordnungspunkt 7 der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 20. Mai 2011 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, 
den Vorstand zur Erhöhung des Grundkapitals im Rahmen ei-
nes genehmigten Kapitals durch die ein- oder mehrmalige Aus-
gabe von auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu ermächti-
gen: 

	 1.) Genehmigtes Kapital und damit verbundene Vorteile für die 
Gesellschaft

	 Insgesamt soll ein neues genehmigtes Kapital bis zu einer Höhe 
von insgesamt EUR 4.223.795,00 eingeteilt in Stück 4.223.795 
auf den Inhaber lautende Aktien geschaffen werden. Durch das 
genehmigte Kapital wird der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft ein-
malig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 4.223.795,00 
gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer auf den 
Inhaber lautender Aktien zu erhöhen. Der Vorstand ist im Rah-
men des genehmigten Kapitals ermächtigt, das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrates in 
folgenden Fällen auszuschließen:

	 - �um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszuneh-
men,

	 - �bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere in 
Form von Unternehmen und Unternehmensteilen oder sonsti-
gen Vermögensgegenständen,
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	 - �bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Aus-
gabebetrag der Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich un-
terschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überscheiten,

	 - �um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und 
mit ihr verbundener Unternehmen zu begeben sowie

	 - �um Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen, die von der Gesellschaft ausgegeben werden, ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- bzw. Options-
rechts zustehen würde, jedoch nur, soweit die Aktien nicht 
bereits aufgrund eines bedingten Kapitals gewährt werden 
können.

	 Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien 
aus genehmigtem Kapital soll den Vorstand in die Lage ver-
setzen, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrates kurzfristig 
auf auftretende Finanzierungserfordernisse im Zusammen-
hang mit der Umsetzung von strategischen Entscheidungen, 
die im Interesse der Gesellschaft stehen, reagieren zu können.

	 2.) Ausschluss des Bezugsrechts

	 Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals er-
mächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Be-
zugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sach- oder Bareinla-
gen bis zu einem Betrag von insgesamt EUR 4.223.795,00 in 
folgenden Fällen auszuschließen:

	 - �um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen,

	 - �bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere in 
Form von Unternehmen und Unternehmensteilen oder sons-
tigen Vermögensgegenständen,

	 - �bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Aus-
gabebetrag der Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich un-
terschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überscheiten,

	 - �um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und 
mit ihr verbundener Unternehmen zu begeben sowie



Ordentliche Hauptversammlung am 20. Mai 2011

17

	 - �um Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen, die von der Gesellschaft ausgegeben werden, ein Be-
zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie 
es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- bzw. Optionsrechts 
zustehen würde, jedoch nur, soweit die Aktien nicht bereits 
aufgrund eines bedingten Kapitals gewährt werden können.

	 Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist er-
forderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis 
darstellen zu können. Der mögliche Verwässerungseffekt ist 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Der 
Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der leichteren 
Durchführung einer Emission. 

	 Zudem soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, wenn die 
Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen für einen 
Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
erfüllt sind. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis 
wird voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls nicht über 5% lie-
gen. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll den 
Vorstand in die Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensi-
tuationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preis-
festsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit 
eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine 
derartige Kapitalerhöhung führt erfahrungsgemäß zu einem hö-
heren Mittelzufluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit 
Bezugsrecht der Aktionäre. Sie liegt somit im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. 

	 Der Bezugsrechtsausschluss liegt damit in den vorgenannten 
Fällen im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. Der Be-
zugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringerung der rela-
tiven Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils 
der Aktionäre und hat folglich einen gewissen Verwässerungs-
effekt. Diejenigen Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquo-
te und ihren relativen Stimmrechtsanteil jedoch beibehalten 
möchten, können die erforderliche Aktienanzahl über die Börse 
erwerben, um ihre bisherige Beteiligungsquote und ihren bis-
herigen Stimmrechtsanteil aufrecht zu erhalten.

	 Nach Abwägung aller Umstände hält deshalb der Vorstand den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den vorgenannten Fällen aus 
den dargelegten Gründen auch unter Berücksichtigung eines 
etwaigen Verwässerungseffektes für sachlich geeignet und er-
forderlich sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. 
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	 Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals des 
Weiteren ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einem Betrag von 
insgesamt EUR 4.223.795,00 gegen Sacheinlagen ausschlie-
ßen zu können. Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss dient hierbei insbesondere zum Zwecke des Erwerbs 
von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen. 
Der Erwerb eines Unternehmens oder einer Beteiligung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre darf nur erfolgen, 
wenn die Beteiligung im Rahmen des Unternehmensgegen-
standes der Gesellschaft liegt. 

	 Die Gesellschaft soll jederzeit in der Lage sein, sowohl auf 
dem nationalen Markt wie auch auf den internationalen Märk-
ten im Interesse der Aktionäre rasch und flexibel handeln zu 
können. Hierzu gehört auch die Möglichkeit, Unternehmen 
oder Beteiligungen zur Optimierung der Wettbewerbspositi-
on oder zur besseren strategischen Ausrichtung zu erwerben. 
Ausschließlich die Ausnutzung des genehmigten Kapitals un-
ter Bezugsrechtsausschluss bietet die Möglichkeit zum Erwerb 
eines Unternehmens oder einer Beteiligung mit eigenen Akti-
en der Gesellschaft, um relativ zeitnah Aktien der Gesellschaft 
als Gegenleistung anbieten zu können. Durch die vorgeschla-
gene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts kann 
der Gesellschaft die notwendige Flexibilität gegeben werden, 
um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unterneh-
men oder Beteiligungen schnell und flexibel ausnutzen zu 
können. Gerade bei dem Erwerb von Beteiligungen kann nur 
mittels des Bezugsrechtsausschlusses ein Erwerb stattfinden. 
Hierdurch wird darüber hinaus die Liquidität der Gesellschaft 
geschont. 

	 Der Bezugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringerung 
der relativen Beteiligungsquote und dadurch eine Verwässe-
rung des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Ak-
tionäre. Die Einräumung eines Bezugsrechts kann allerdings 
beim Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen an Un-
ternehmen gegen Gewährung von Inhaberaktien nicht reali-
siert werden. Die Aktien der Gesellschaft würden demzufolge 
bei einem Bezugsrecht der Aktionäre nicht als Akquisitions-
währung zur Verfügung stehen. 

	 Zurzeit bestehen keine konkreten Erwerbsvorhaben, für die 
von diesen Möglichkeiten Gebrauch gemacht werden soll. So-
fern sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen oder 
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Beteiligungen konkretisieren, wird der Vorstand stets sorg-
fältig überprüfen, ob er von dieser Möglichkeit der Kapitaler-
höhung, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unter-
nehmen oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Ausgabe 
neuer Inhaberaktien der Gesellschaft Gebrauch machen soll. 
Der Vorstand wird von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung 
und zum Bezugsrechtsausschluss nur dann Gebrauch machen, 
wenn das konkrete Vorhaben den vorgegebenen Umschrei-
bungen entspricht und im Zeitpunkt der Ausnutzung noch im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Nur wenn 
diese Voraussetzungen gegeben sind, wird auch der Aufsichts-
rat seine erforderliche Zustimmung gemäß § 204 Abs. 1 AktG 
erteilen. Hinsichtlich der Bewertung der Aktien der Gesellschaft 
und der zu erwerbenden Unternehmen oder Unternehmensbe-
teiligungen wird der Vorstand eine Sacheinlageprüfung durch 
Steuerberatungs-/Wirtschaftsprüfungsgesellschaften anferti-
gen lassen. Unter Abwägung der genannten Umstände halten 
deshalb Vorstand und Aufsichtsrat die Ermächtigung zum Aus-
schluss des Bezugsrechts für gerechtfertigt und angemessen. 
Der Vorstand wird mit Zustimmung des Aufsichtsrates in jedem 
Einzelfall sorgfältig und gewissenhaft prüfen, ob das konkrete 
Vorhaben von den abstrakt umschriebenen Voraussetzungen 
gedeckt ist und im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft liegt.

	 Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals des 
weiteren ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einem Betrag von 
insgesamt EUR 4.223.795,00 ausschließen zu können, um In-
habern von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 
die von der Gesellschaft ausgegeben werden, ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung ihres Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen 
würde, jedoch nur, soweit die Aktien nicht bereits aufgrund 
eines bedingten Kapitals gewährt werden können. Wandel- 
oder Optionsanleihen werden häufig durch ein so genanntes 
bedingtes Kapital bedient. Es kann in einzelnen Fällen aber 
auch sinnvoll sein, ein genehmigtes Kapital für die Bedienung 
von Wandel- oder Optionsanleihen einzusetzen, insbesondere 
dann, wenn ein bedingtes Kapital nicht (mehr) zur Verfügung 
steht. Die Ermächtigung dient somit dazu, die Flexibilität des 
Vorstandes bei der Ausgestaltung von Wandel- oder Optionsan-
leihen zu erhöhen.
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2.	 Bericht zu Punkt 8 der Tagesordnung gemäß § 221 Abs. 4 

Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

	 Zu Tagesordnungspunkt 8 erstatten wir der Hauptversamm-
lung folgenden Bericht:

	 In Punkt 8 der Tagesordnung schlagen Vorstand und Auf-
sichtsrat der Hauptversammlung vor, den Vorstand zur Aus-
gabe von Options und/oder Wandelschuldverschreibungen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts zu ermächtigen.

	 Durch die Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen hat die Gesellschaft die Möglichkeit, zinsgüns-
tig zu Fremdkapital zu gelangen. Mit Hilfe dieses Finanzie-
rungsinstrumentes, das der Gesellschaft die nötige Flexibilität 
bei der Kapitalbeschaffung gibt, soll eine angemessene Ka-
pitalausstattung der Gesellschaft gewährleistet werden, die 
Grundlage für ihre weitere wirtschaftliche Entwicklung ist.

	 Unseren Aktionären steht grundsätzlich ihr gesetzliches 
Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Um die Ab-
wicklung zu erleichtern, kann vorgesehen werden, dass die 
Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsor-
tium mehrerer Kreditinstitute mit der Verpflichtung ausge-
geben werden, die Schuldverschreibungen den Aktionären 
entsprechend ihrer bisherigen Beteiligungsquote zum Bezug 
anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand soll 
darüber hinaus mit Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt 
sein, in bestimmten Fällen das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen. 

	 Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbe-
träge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung 
durch volle Beträge. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist sinn-
voll und in der Praxis üblich, weil die Kosten eines Bezugs-
rechtshandels bei Spitzenbeträgen regelmäßig in keinem an-
gemessenen Verhältnis zu den damit verbundenen Vorteilen 
für die Aktionäre stehen. Der Verwässerungseffekt hält sich 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge in vernach-
lässigenswerten Grenzen. Die insoweit vom Bezugsrecht aus-
geschlossenen Schuldverschreibungen werden bestmöglich 
verwertet. 

	 Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von 
zukünftig eventuell ausgegebenen Schuldverschreibungen 
dient dazu, deren Inhaber so zu stellen, als hätten sie von 
ihren Rechten aus den Schuldverschreibungen bereits Ge-
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brauch gemacht und seien bereits Aktionäre. Durch diesen 
Verwässerungsschutz wird verhindert, dass möglicherweise 
der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits ausgegebe-
nen Schuldverschreibungen ermäßigt werden müsste. Dadurch 
wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss sichergestellt. 

	 Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, wenn die Ausgabe der Schuldverschreibungen zu 
einem Kurs erfolgt, der den nach anerkannten finanzmathema-
tischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert dieser 
Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Dadurch erhält die 
Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr 
kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe 
Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen von Zins-
satz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der 
Schuldverschreibungen zu erreichen. Dies wäre bei Wahrung 
der gesetzlichen Bezugsrechte nicht möglich. Zwar gestattet § 
186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und 
bei Schuldverschreibungen der Konditionen) bis zum drittletz-
ten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den Ak-
tienmärkten würde aber das über mehrere Tage bestehende 
Marktrisiko zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der 
Konditionen der Schuldverschreibung und somit zu weniger 
marktnahen Konditionen führen. Ferner ist bei Wahrung der 
gesetzlichen Bezugsrechte wegen der Ungewissheit ihrer Aus-
übung die erfolgreiche Platzierung der Schuldverschreibungen 
bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen 
verbunden. Schließlich hindert die Länge der bei Wahrung der 
gesetzlichen Bezugsrechte einzuhaltenden Mindestbezugsfrist 
von zwei Wochen die Reaktion auf günstige bzw. ungünstige 
Marktverhältnisse, was zu einer nicht optimalen Kapitalbe-
schaffung führen kann. 

	 Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechts-
ausschluss dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen 
nicht wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert aus-
gegeben werden dürfen, wodurch der rechnerische Wert des 
Bezugsrechts auf beinahe Null sinkt. Außerdem ist dieser Be-
zugsrechtsausschluss auf Schuldverschreibungen mit Rechten 
auf Aktien mit einem Anteil von höchstens 10 % des Grund-
kapitals sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung beschränkt. 
In diesem Rahmen hält es der Gesetzgeber für die Aktionäre 
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zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt auf-
rechtzuerhalten. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Ge-
sellschaft anzurechnen, die in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
ausgegeben oder von der Gesellschaft veräußert werden. 

	 Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuld-
verschreibungen durch den Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats ausgeschlossen werden können, wenn die Aus-
gabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt und dies im Inte-
resse der Gesellschaft liegt. Voraussetzung ist, dass der Wert 
der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 
der Schuldverschreibung steht. Im Fall von Wandel- und/oder 
Options-schuldverschreibungen ist der nach anerkannten Me-
thoden ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich. Die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung er-
öffnet die Möglichkeit, die Schuldverschreibungen in geeigne-
ten Einzelfällen als Akquisitionswährung im Zusammenhang 
mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen einsetzen zu können. Hiermit 
wird als Ergänzung zum genehmigten Kapital der Spielraum 
geschaffen, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen liquiditätsschonend nutzen zu können. Die Ge-
genleistung braucht dann nicht in Geld erbracht zu werden. 
Häufig besteht auch der Verkäufer darauf, eine Gegenleistung 
in anderer Form zu erhalten. Dabei kann eine attraktive Alter-
native darin liegen, an Stelle oder neben der Gewährung von 
Aktien oder Barleistungen Schuldverschreibungen mit einem 
Wandlungs- oder Optionsrecht anzubieten. Diese Möglichkeit 
schafft zusätzliche Flexibilität und erhöht die Wettbewerbs-
chancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Auch unter dem 
Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann 
sich ein solches Vorgehen nach den Umständen des Einzel-
falls anbieten. Wandlungs- oder Optionsrechte aus Schuld-
verschreibungen, die gegen Sachleistung ausgegeben wur-
den, können indes nicht aus dem bedingten Kapital bedient 
werden. Hierzu bedarf es eines Rückgriffs auf eigene Aktien 
oder einer Sachkapitalerhöhung. Als Sacheinlage ist die For-
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derung aus der Schuldverschreibung einzubringen, wobei sich 
die Werthaltigkeitsprüfung darauf zu erstrecken hat, dass die 
Forderung werthaltig ist und die zu ihrer Begründung hingege-
bene Sachleistung dem Ausgabepreis entsprach. 

3.	 Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tages-

ordnungspunkt 10 gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 

4 Satz 2 AktG

	 Zu Punkt 10 der Tagesordnung erstattet der Vorstand den fol-
genden Bericht.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Gesellschaft zu er-
mächtigen, Aktien der Gesellschaft vom Tag der Beschlussfas-
sung an für 18 Monate zu erwerben. Diese Ermächtigung ist ge-
mäß den gesetzlichen Vorschriften auf 10 % des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals beschränkt.

	 Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft die 
Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kau-
fangebot oder eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten zu erwerben. Jeder verkaufswillige Aktio-
när der Gesellschaft kann entscheiden, wie viele Aktien, und 
bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese 
anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis an-
gebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl 
an Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme nach dem Ver-
hältnis der zu gleichwertigen Bedingungen angedienten Aktien 
(Andienungsquoten) erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine 
bevorrechtigte Annahme kleinerer Offerten oder kleinerer Tei-
le von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. 
Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Fest-
legung der zu erwerbenden Quoten und kleine, in der Regel un-
wirtschaftliche Restbestände zu vermeiden und damit die tech-
nische Abwicklung zu erleichtern. Ein etwaiges weitergehendes 
Andienungsrecht soll insoweit ausgeschlossen sein. Ergeben 
sich nach Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots 
oder der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufs-
angebots erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, 
so kann das öffentlich Kaufangebot oder die öffentliche Auffor-
derung zur Abgabe eines Verkaufsangebots angepasst werden 
und auf den entsprechenden Kurs vor Veröffentlichung der An-
passung und unter Anwendung der 10%-Grenze für das Über- 
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oder Unterschreiten abgestellt werden Das Kaufangebot und 
die Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots können 
weitere Bedingungen vorsehen.

	 Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Veräußerung 
der erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als 
über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre vor-
nehmen kann, wenn diese Aktien zu einem Preis veräußert 
oder für eine Gegenleistung übertragen werden, der bzw. die 
den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstat-
tung zum Zeitpunkt der Veräußerung bzw. Übertragung nicht 
wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag vom aktuel-
len Börsenpreis wird voraussichtlich nicht über 5 %, jedenfalls 
aber maximal bei 10 % des Börsenpreises liegen. Als maß-
geblicher Börsenkurs im Sinne dieser Regelung gilt dabei der 
Durchschnittspreis, ermittelt aus dem arithmetischen Mittel 
der an der Frankfurter Wertpapierbörse notierten Schlusskur-
se im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem), während der der Veräußerung der eigenen Aktien voran-
gehenden letzten 3 Börsentage, an denen ein Börsenhandel in 
den eigenen Aktien stattgefunden hat. Die endgültige Festle-
gung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien erfolgt 
zeitnah vor der Veräußerung.

	 Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Ak-
tien gehört zu den international üblichen zulässigen Finan-
zierungsinstrumenten einer Aktiengesellschaft. Erwerb und 
Veräußerung der Aktien erfolgen unter Beachtung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung aller Aktionäre des § 53a AktG, 
also in aller Regel über die Börse. Der Vorstand soll die auf-
grund der genannten Ermächtigung erworbenen Aktien ein-
ziehen können.

	 Die mit Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien eröffnete 
Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss bei der Veräußerung 
dieser Aktien in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG dient dem Interesse der Gesellschaft, eigene 
Aktien beispielsweise an institutionelle Anleger zu verkaufen 
oder neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland zu gewin-
nen. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt 
den Vorstand in die Lage, die sich aufgrund der jeweiligen 
Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten ohne zeit- und 
kostenintensivere Platzierung der Aktien zu nutzen. Soweit 
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das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen wird, soll 
dies vor allem die rechnerische Aufteilung und technische Ab-
wicklung erleichtern.

	 Der Erwerb eigener Aktien soll der Gesellschaft auf der Grund-
lage des vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses ferner 
den notwendigen Handlungsspielraum geben, um im Rahmen 
ihrer Akquisitionspolitik flexibel, schnell und kostengünstig bei 
dem Erwerb von Unternehmen und Unternehmensbeteiligun-
gen agieren zu können. Bei der Festlegung der Bewertungsver-
hältnisse wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen 
der Aktionäre angemessen gewahrt werden und bei der Bemes-
sung des Werts der als Gegenleistung gewährten Aktien am 
Börsenpreis orientieren.

	 Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre wer-
den bei der Veräußerung der eigenen Aktien an Dritte unter 
Ausschluss des Bezugsrechts auf Grundlage der Regelung des 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG angemessen gewahrt: Die Ermächti-
gung zum Ausschluss des Bezugsrechts beschränkt sich auf 
insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft. 
Bei der Berechnung der 10 %-Grenze werden diejenigen Aktien 
angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden. Da sich der Veräußerungspreis für die zu 
gewährenden eigenen Aktien am Börsenkurs zu orientieren 
hat, sind die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt. 
Die Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung 
über den Zukauf von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten 
und sind auch deshalb nicht wirtschaftlich benachteiligt. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung liegt deshalb im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

	 Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Einzelhei-
ten einer Ausnutzung der Ermächtigung zum Rückerwerb eige-
ner Aktien berichten.

* *
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Adressen für die Anmeldung, die Übersendung des Anteils-

besitznachweises und eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvor-

schläge

Wir geben folgende Adresse für die Anmeldung und die Übersen-
dung des Anteilsbesitznachweises und an:
	 CFC Industriebeteiligungen AG	
	 c/o Computershare HV-Services AG
	 Prannerstraße 8
	 80333 München
	 Telefax: +49 89 30903 - 74675
	 E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Folgende Adresse steht für eventuelle Gegenanträge bzw. Wahl-
vorschläge zur Verfügung:
	 CFC Industriebeteiligungen AG
	 Investor Relations
	 Westfalendamm 9
	 44141 Dortmund
	 Telefax: +49 231 22240 - 501

Freiwillige Hinweise zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

und zur Ausübung des Stimmrechts

Nichtbörsennotierte Gesellschaften sind in der Einberufung le-
diglich zur Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und 
Ort der Hauptversammlung, der Tagesordnung sowie oben ge-
nannter Adressen verpflichtet.
Nachfolgende Hinwiese erfolgen freiwillig, um den Aktionären 
die Teilnahme an der Hauptversammlung zu erleichtern.
Zur Teilnahme an der Versammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich recht-
zeitig anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. 
Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen 
der Gesellschaft unter der oben dafür angegebenen Adresse min-
destens sechs Tage vor der Hauptversammlung, also bis zum  
13. Mai 2011 (24:00), zugehen. Der Nachweis des Anteilsbesitzes 
hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversamm-
lung, also auf den 29. April 2011 (00:00 Uhr) zu beziehen.
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Angabe nach § 125 Abs. 1 Satz 4 AktG

Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte, z.B. ein Kreditinstitut 
oder eine Aktionärsvereinigung, ausgeübt werden.

Dortmund, im April 2011

CFC Industriebeteiligungen AG

Vorstand



CFC Industriebeteiligungen AG
Westfalendamm 9
44141 Dortmund
Telefon: +49-231-222 40 500
Telefax: +49-231-222 40 501
info@cfc.eu.com
www.cfc.eu.com

Veranstaltungsort:

Hotel Pullman
An den Westfalenhallen
Lindemannstraße 88 
44137 Dortmund

Mit dem Auto:
Von Köln (A1) am Westhofener Kreuz oder von Frankfurt  
(A45) auf die A45 Richtung Dortmund, Abfahrt Dortmund Süd  
auf die B54, dann auf die B1 in Richtung Bochum/Essen,  
Abfahrt WDR/ZVS, rechts in die Wittekindstraße, dann rechts in die 
Lindemannstraße.
Von Hannover (A2) bis Kamener Kreuz auf die A1 Richtung  
Dortmund/Köln/Unna. Am Autobahnkreuz Dortmund auf die A44/
B1, Abfahrt WDR/ZVS, rechts in die Wittekindstraße, dann rechts in 
die Lindemannstraße.

Parkmöglichkeiten finden Sie in den umliegenden öffentlichen  
Parkhäusern. Parkkosten werden von der Gesellschaft nicht über-
nommen.

Öffentliche Verkehrsmittel:
Vom Hauptbahnhof Dortmund mit der U45 bis zur Haltestelle  
Westfalenhalle (ca. 10 Minuten) oder nach kurzem Fußweg zur  
Haltestelle Dortmund Stadtgarten mit der U42 bis zur Haltestelle 
Kreuzstraße (ca. 3 Minuten). Das Hotel liegt gegenüber der West-
falenhalle.

Mit dem Flugzeug:
Vom Flughafen Dortmund mit dem Airport Express zum Haupt-
bahnhof Dortmund, dann mit der U45 oder U42 weiter.	


